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Fachausschuss „Internationale Zusam-
menarbeit und europäische Integration“

1	 https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A52023PC0716 (29. Februar 2024).
2	 https://ec.europa.eu/social/BlobServlet?docId=26940&langId=en (29. Februar 2024).

–bs– Unter Vorsitz von Achim Meyer 
auf der Heyde (Stellvertretender Vor-
sitzender des Vorstandes, Der Paritäti-
sche – Gesamtverband e.V., Berlin) und 
seines Stellvertreters Andreas Köhler 
(Fachbereichsleiter Service und Digita-
lisierung, Kreis Pinneberg) bearbeitet 
der Fachausschuss „Internationale Zu-
sammenarbeit und europäische Integ-
ration“ sozialpolitisch relevante Initiati-
ven und Prozesse, die von der europäi-
schen Ebene ausgehen. Darüber hinaus 
ist er mit internationalen Themen be-
fasst, etwa als Deutsches Nationalkomi-
tee des Internationalen Rates für soziale 
Wohlfahrt (ICSW).

Schwerpunkt der Sitzung am 8. Novem-
ber 2023 war die Beratung zur Positio-
nierung des Deutschen Vereins anläss-
lich der Europawahl 2024. Wenn im Juni 
2024 das neue Europäische Parlament 
gewählt wird, schließt sich die Berufung 
einer neuen Europäischen Kommis-
sion mit fünfjähriger Amtszeit an; der 
Deutsche Verein bringt sich frühzeitig 
mit seinen Erwartungen an die zukünf-
tige Ausrichtung der Europäischen Uni-
on in die politische Diskussion ein. Das 
Präsidium hat die Positionierung „Euro-
pa sozial machen. Empfehlungen des 
Deutschen Vereins zur Wahl des Euro-
päischen Parlaments 2024“ am 13. De-
zember 2023 beschlossen (NDV 2024, 
37). Der Deutsche Verein fordert, das 
soziale Europa zu stärken und dafür 
die positiven Entwicklungen der letz-
ten Jahre in der EU-Sozialpolitik mit ei-
nem neuen Parlament und einer neu-
en EU-Kommission fortzuführen. Er 
spricht sich für die Stärkung der Kom-
munen und freigemeinnützigen Orga-

nisationen in Europa aus, auch durch 
die Verbesserung der Rahmenbedin-
gungen für soziale Dienste (z.B. im EU-
Beihilfen- und Vergaberecht). In der Kli-
mapolitik müsse der soziale Ausgleich 
als Grundsatz von Anfang an mitge-
dacht und konsequent umgesetzt wer-
den. Humanitäre Grundsätze sollten in 
der EU-Asylpolitik gewahrt werden; die 
Chancen der Erwerbsmigration gelte 
es zu nutzen. Der Deutsche Verein setzt 
sich für den Schutz der Rechtsstaatlich-
keit und die Förderung der demokrati-
schen Grundwerte ein.

Europäische und internationale Aspek-
te von Migration und Integration sind 
regelmäßige Themen der Ausschuss-
beratungen; Janice Schmidt-Altmeyer, 
Leiterin der Europavertretung der Bun-
desagentur für Arbeit, gab einen Ein-
blick in die laufenden Vorbereitungen 
zu einem neuen „EU-Talentpool“1, der 
als EU-weites Instrument zur Stellen-
vermittlung entstehen soll, um die Re-
krutierung von Arbeitskräften aus Dritt-
staaten zu erleichtern. Die EU solle mit 
der gemeinsamen digitalen Plattform 
für Arbeitskräfte attraktiver und die Ar-
beitgeber bei der Suche nach den be-
nötigten „Talenten“ unterstützt werden. 
Dabei gehe es um qualifizierte Dritt-
staatsangehörige für die Arbeit in Sek-
toren, die auf EU-Ebene als strategisch 
relevant eingestuft werden. Eine Liste 
von „Mangelberufen“ solle die Grundla-
ge bilden; die teilnehmenden Mitglied-
staaten könnten diese jedoch auch aus-
weiten oder kürzen, je nach nationaler 
Situation. Unabhängig von der Frage ei-
ner Teilnahme Deutschlands habe sich 
die Bundesagentur kontinuierlich ak-

tiv in die Vorbereitung der Initiative ein-
gebracht. Der Fachausschuss beton-
te in der Diskussion die Bedeutung der 
Fachkräftesicherung und -gewinnung 
in allen Bereichen der sozialen Dienste 
und die aktuellen Probleme der Rekru-
tierung aus dem Ausland, gerade ange-
sichts von komplizierten und langwie-
rigen Verfahren zur Anerkennung von 
Kompetenzen und Abschlüssen.

Der Zugang zu essenziellen Dienstleis-
tungen und seine soziale Dimension 
werden erstmals in einem umfangrei-
chen Bericht2 der Europäischen Kom-
mission aus dem Juni 2023 analysiert. 
Sein Hintergrund ist die Europäische 
Säule sozialer Rechte: Der Grundsatz 
20 formuliert das Recht jeder Person 
auf den Zugang zu essenziellen Dienst-
leistungen wie Wasser-, Sanitär- und 
Energieversorgung, Verkehr, Finanz-
diensten und digitaler Kommunikati-
on; Hilfsbedürftigen ist Unterstützung 
für den Zugang zu diesen Dienstleis-
tungen zu gewähren. Andreas Köhler, 
Kreis Pinneberg, und Dr. Katja Robin-
son, Stadt Köln, gaben zu den verschie-
denen Themenfeldern Einblicke aus 
kommunaler Perspektive auf den all-
gemeinen Zugang zu Dienstleistungen 
und die besondere Unterstützung für 
Hilfsbedürftige. Die Fachausschussmit-
glieder ergänzten jeweils ihre Erfahrun-
gen und fachpolitischen Positionen in 
den Themenfeldern. In dem umfang-
reichen Austausch über die Praxis in 
Deutschland zeigte sich die grundsätz-
liche Bedeutung dieser von der ESSR zu 
Recht fokussierten essenziellen Dienst-
leistungen für das Zusammenleben vor 
Ort in städtischen und ländlichen Räu-

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A52023PC0716
https://ec.europa.eu/social/BlobServlet?docId=26940&langId=en
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men und die Lebenssituation der Men-
schen, die von Armut und sozialer Aus-
grenzung betroffen sind.

Alexander Friedrich, Europabüro AWO 
Bundesverband, stellte den Entwurf für 
eine Ratsempfehlung zu Rahmenbedin-
gungen für die Sozialwirtschaft vor, die 
wenige Wochen nach der Sitzung vom 
Rat der EU beschlossen wurde.3 Das 
umfangreiche Dokument stelle einen 
Wegweiser für die Mitgliedstaaten dar 
mit zahlreichen Vorschlägen für Maß-
nahmen, um bessere politische und 
rechtliche Rahmenbedingungen für die 
Arbeit vor Ort zu erreichen. Übergeord-
nete Ziele seien die Förderung des Zu-
gangs zum Arbeitsmarkt und die so-
ziale Inklusion; hier sei das Potenzial 
der Sozialwirtschaft noch bei Weitem 
nicht ausgeschöpft. Konkret geplant 
sei ein eigenes EU-Portal für die Sozial-
wirtschaft, das u.a. Fördermöglichkei-
ten aufzeigen und Projektpartnerschaf-
ten befördern solle, damit z.B. der ESF+ 
für die Sozialwirtschaft optimal genutzt 
werden könne.

In der digitalen Sitzung vom 14. Febru-
ar 2024 befasste sich der Fachausschuss 
mit dem Arbeitsprogramm der Europäi-
schen Kommission für das Jahr 2024. 
Sabine Amirdschanjan, politische Re-
ferentin in der Vertretung der Europäi-
schen Kommission in Berlin, zeigte den 
Hintergrund des neuen Programms4 in 
den Nachwirkungen der Covid-19-Kri-
se, dem Angriffskrieg auf die Ukraine so-
wie den Anstrengungen zur Umstellung 
der EU-Volkswirtschaften auf eine grüne 
und digitale Arbeitsweise auf und stellte 
entsprechende Schwerpunkte vor. Da-
bei werde das Jahr 2024 durch die Eu-
ropawahl im Juni 2024 geprägt: Neben 
einer kleineren Anzahl von neuen Initi-
ativen (z.B. Empfehlungen der Kommis-

3	 https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=OJ:C_202301344 (29. Februar 2024).
4	 https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_23_4965 (29. Februar 2024).
5	 https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:L_202302831; https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:L_202302832 (29. 

Februar 2024).
6	 https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A52023PC0516 (29. Februar 2024).

sion zu integrierten Kinderschutzsyste-
men in den Mitgliedstaaten) seien die 
Energien von Kommission, Parlament 
und Rat der EU darauf gerichtet, noch 
offene Verhandlungsprozesse vor der 
Wahl abzuschließen. Dazu gehörten z.B. 
das Gemeinsame Europäische Asylsys-
tem (inkl. der Aufnahmerichtlinie), eine 
Richtlinie über europäische grenzüber-
greifende Vereine (ECBA), die Richtlinie 
zur Gleichbehandlung außerhalb des 
Arbeitsplatzes und die Verordnung zum 
koordinierenden Sozialrecht.

Das Beihilfenrecht der Europäischen 
Union soll den freien Wettbewerb im 
gemeinsamen Binnenmarkt schützen. 
Es hat sich in den vergangenen Jahren 
stetig fortentwickelt; dabei gelten im 
Bereich der sozialen Dienste zahlreiche 
Sonderregelungen. Über die aktuellen 
Entwicklungen des EU-Rechtsrahmens 
berichtete Tanja Struve, Leiterin des 
Brüsseler Europabüros des Deutschen 
Landkreistags, den Mitgliedern des 
Fachausschusses. Der Schwerpunkt lag 
dabei auf den seit Januar 2024 gelten-
den Neufassungen der Verordnungen5 
zu De-minimis-Beihilfen, insbesondere 
für Dienstleistungen von allgemeinem 
wirtschaftlichem Interesse (DAWI). Die 
auch vom Deutschen Verein geforderte 
substanzielle Erhöhung des Schwellen-
werts auf 1,5 Mio. € Fördermittel in drei 
Jahren konnte in der Reform zwar nicht 
durchgesetzt werden, erreicht wurde 
aber nach langer Zeit immerhin ein In-
flationsausgleich auf 750.000 €. Für die 
Fachöffentlichkeit wurden Informatio-
nen zu diesen aktuellen Reformen so-
wie den Grundlagen des EU-Beihilfen-
rechts auch in einer digitalen Fachver-
anstaltung des Deutschen Vereins am 
21. März 2024 angeboten.

Die Europäische Kommission hat einen 
Vorschlag für eine Richtlinie über eu-
ropäische grenzübergreifende Vereine 
(ECBA) vorgelegt. Der Entwurf6 bezieht 
sich auf Vereinigungen, die in einem 
Mitgliedstaat registriert und ohne Ge-
winnerzielungsabsicht in mindestens 
zwei Mitgliedstaaten tätig sind. Geplant 
ist eine Pflicht für die Mitgliedstaaten 
entweder a) zur Einführung einer neu-
en, nationalen Rechtsform mit automa-
tischer Anerkennung in allen anderen 
Mitgliedstaaten (ECBA) oder b) zur Be-
stimmung einer im Mitgliedstaat bereits 
vorhandenen Rechtsform als „am ähn-
lichsten“ (dies könnte in Deutschland 
der Verein nach § 21 BGB sein). Mirko 
Schwärzel und Dr. Stephanie Scholz, Di-
akonie Deutschland, zeigten die jahre-
langen Vorarbeiten der Zivilgesellschaft 
und des Europäischen Parlaments auf 
und nahmen eine Einschätzung aus 
Sicht der Freien Wohlfahrtspflege vor. 
Zwar sei eine Anerkennung und Gleich-
behandlung im Zivilrecht angestrebt. 
Die Frage der Gemeinnützigkeit werde 
aber gerade nicht europäisch harmoni-
siert und bemesse sich weiterhin nach 
dem jeweiligen nationalen Steuerrecht. 
Nach Einschätzung des Fachausschus-
ses gilt es, im Rechtssetzungsprozess 
etwaige Wettbewerbsnachteile im Blick 
zu behalten und auszuschließen. Prakti-
sche Relevanz der neuen ECBA wird vor 
allem für Anbieter im grenznahen Be-
reich gesehen.

Ein neuer „Ausschuss für sektoralen 
sozialen Dialog“ im Bereich „Soziale 
Dienste“ bringt auf EU-Ebene die euro-
päischen Organisationen der öffentli-
chen und freien Arbeitgeberverbände 
und der Gewerkschaften in einen kon-
tinuierlichen Austausch über die Ar-
beitsbedingungen für über neun Millio-
nen Beschäftigte in den sozialen Diens-

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=OJ:C_202301344
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_23_4965
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:L_202302831
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:L_202302832
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A52023PC0516
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ten zusammen. Dietmar Erdmeier, ver.
di Deutschland und Vertreter der „Eu-
ropean Federation of Public Services 
Unions“ im neuen Gremium, informier-
te über die Auftaktsitzung7 in Brüssel 
am 12. Dezember 2023 und über das 
Arbeitsprogramm bis 2026, bei dem 
u.a. das Halten und Anwerben von Be-
schäftigten und die sozial verantwort-
liche Vergabe von sozialen Dienstleis-
tungen im Mittelpunkt stehen. Für die 
Fachausschussmitglieder war von be-
sonderem Interesse, welche positiven 
Impulse mittelfristig von diesem EU-

7	 https://gesundheit-soziales-bildung.verdi.de/themen/arbeit-in-europa/++co++a770196e-9909-11ee-835d-c5aef8bb43ff (29. Februar 2024).
8	 https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20231214IPR15929/asyl-und-migration-einigung-fur-mehr-solidaritat-und-geteilte-verantwortung 

(29. Februar 2024).

Prozess für die Fachkräftesituation vor 
Ort in Deutschland ausgehen können.

Die aktuellen Entwicklungen zur Reform 
des „Gemeinsamen Europäischen Asyl-
systems“ (GEAS) wurden mit Dr. Stef-
fen Angenendt, Senior Fellow der Stif-
tung Wissenschaft und Politik, erörtert. 
Nach jahrelangen Verhandlungen zwi-
schen Rat und Parlament über inzwi-
schen acht Rechtsakte (die Vorschläge 
der Kommission stammen z.T. noch aus 
dem Jahr 2016) sei im Dezember 2023 
der Durchbruch mit einer politischen Ei-

nigung verkündet worden8; Rat und Par-
lament sollten bis Mai 2024 die Textar-
beiten abschließen und das Paket auch 
förmlich verabschieden, bevor sich das 
Parlament vor der Europawahl im Juni 
auflöse. Die Bewertung des erzielten 
Kompromisses falle bei den Akteuren 
und im allgemeinen politischen Raum 
sehr unterschiedlich aus. Inwieweit 
sich Hoffnungen auf eine Entlastung 
der Grenzstaaten oder für Deutschland 
durch die neuen Regelungen erfüllen 
ließen, müsse die praktische Umset-
zung ab 2026 zeigen.
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